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Bern Business im Bahnhof
SBB-Frau Jeannine Pilloud hat 
einen Businesspoint eröff net. 21

Dölf Barben
Der 39-jährige Thuner EVP-Grossrat 
Marc Jost und die 54-jährige Stadtberner 
GLP-Grossrätin Barbara Mühlheim sind 
das Kandidatengespann von EVP und 
GLP. Die beiden Parteien wollen am 
30. März 2014 als Mittebündnis an den 
Regierungsratswahlen im Kanton Bern 
teilnehmen. Mit diesem Bündnis soll 
den Wählerinnen und Wählern «eine 
glaubwürdige Alternative» angeboten 
werden, hiess es gestern in Bern an 
einer Medienkonferenz. 

Die Kantonspolitik sei seit langem 
blockiert durch den Konkurrenzkampf 
zwischen dem rot-grünen Regierungs-
rat und dem bürgerlich dominierten 
Grossen Rat. Grossrätin Franziska 
Schöni-Affol ter, Co-Präsidentin der 
Grünliberalen, sprach von «stark ideo-
logisch geprägten Machtblöcken», die 
sie an Mahlsteine erinnerten. Grossrä-
tin und EVP-Präsidentin Christine 
Schnegg sagte, das politische Klima im 
Kanton sei mittlerweile «schier un-
erträglich» geworden. 

In der laufenden Legislaturperiode 
habe man festgestellt, sagten die Par-
teienvertreter, dass EVP und GLP oft-
mals ähnlich abgestimmt hätten. In der 
Finanz-, der Energie- oder der Gesund-
heitspolitik «ticken wir sehr ähnlich». 
Das Zusammengehen für die Wahlen sei 
deshalb sehr wichtig und sehr logisch. 
Die Mitte könnte Vertrauen wiederher-
stellen und im Regierungsrat mithelfen, 
die Situation zu deblockieren. «Aus Pro-
porzsicht» stünde der Mitte ein Sitz in 
der Regierung zu, sagte Schnegg. 

Nur: Der siebenköpfi ge Regierungsrat 
wird im Majorzverfahren gewählt. Die 
Erfahrung zeigt, dass die EVP-Kandida-
ten jeweils weit hinter den Kandidieren-
den der beiden Blöcke landeten. Die 
GLP ist bei bernischen Regierungsrats-
wahlen bisher nicht angetreten. Die Si-
tuation sei nun anders, hiess es gestern. 
Angesichts der politischen Blockade 
könne die Mitte für viele Wähler zu einer 
echten Alternative werden. Schöni-Aff ol-
ter sagte, die beiden Kandidierenden 
seien von beiden Seiten her wählbar, sie 
befänden sich gewissermassen im Be-
reich der Schnittmenge.

Hoff en auf einen Drang zur Mitte
Das Bündnis hoff t zudem auf CVP-Unter-
stützung und, was die EVP betriff t, auf 
einige Stimmen der EDU. Diese verzich-
tet auf eine eigene Kandidatur – aber 
nicht, um der ebenfalls christlich ge-
prägten EVP zu helfen. Es geht ihr pri-
mär um die bürgerliche Wende.

Zudem dürften nicht einfach Wähler-
anteile aus dem Jahr 2010 herangezogen 
werden, sagte Barbara Mühlheim. Sie 
selber war Ende 2011 von den Grünen 
zur GLP übergetreten – nachdem sie 
 bereits früher von der SP zu den Grünen 
gewechselt hatte. Diesen Frühling hatte 
der grüne Grossrat Christoph Grimm es 
ihr gleichgetan. Und eben erst wechselte 

SP-Grossrat Hannes Zaugg in die GLP/
CVP-Fraktion. Es sei vorstellbar, sagte 
sie, dass unter den Wählerinnen und 
Wählern ähnliche Verschiebungen 
erfolg ten.

Marc Jost war bereits 2010 Regie-
rungsratskandidat der EVP. Er reüs-
sierte jedoch nicht, ebenso wenig wie 
bei der Ständeratsersatzwahl 2011. Jost, 
Lehrer und Pfarrer, arbeitet als General-
sekretär der Schweizerischen Evangeli-
schen Allianz. Als Regierungsrat würde 
er «keine neuen Schulden dulden», 
fi nanz politische Tabus wie Steuererhö-
hungen oder Leistungskürzungen im 
Sozial bereich wären zu hinterfragen.

Barbara Mühlheim, die langjährige 
Geschäftsführerin der heroingestützten 
Behandlung Koda, würde aufgrund ihrer 
Erfahrungen zunächst gegen Doppel-
spurigkeiten in der Verwaltung vorge-
hen. Diese führten da und dort zu «un-
möglichen Anreizen», sagte sie – etwa 
bei der stationären Jugendarbeit.

Mitte will den Kanton aus Blockade befreien
EVP und GLP gehen für die Regierungswahlen 2014 ein Wahlbündnis ein. Die Mitteparteien wollen damit eine «glaubwürdige 
Alternative» anbieten. Denn: Der Grabenkampf zwischen den Machtblöcken werde zunehmend unerträglich, hiess es gestern.

Bunte Halstücher und Kragenwerbung: Barbara Mühlheim und Marc Jost werden in ihrem Kombi-Wahlkampf noch auf weitere Ideen angewiesen sein. Foto: Adrian Moser
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Zu wenig mächtig, um Machtblöcke zu knacken 
Die Grafik mit den Resultaten hat die 
bittere Wahrheit jeweils gnadenlos 
zutage gefördert: Die EVP hatte bei 
Regierungsratswahlen bisher noch nie 
den Hauch einer Chance. Der Sinn 
ihrer Kandidaturen lag vielmehr darin, 
das eigene Personal bekannt zu ma-
chen und für die Parlamentswahlen 
etwas Schwung zu gewinnen – was 
legitim ist und von Kleinparteien gern 
praktiziert wird.

Das gestern präsentierte Mittebünd-
nis jedoch hat eine neue Qualität. Sein 
Anspruch, die Kantonspolitik entspan-
nen zu wollen, ist gerechtfertigt. Seine 
Analyse triff t zu: Der Konkurrenzkampf 

zwischen den beiden Machtblöcken 
und – vor allem – die unterschiedlichen 
Mehrheiten in Regierung und Parla-
ment haben gewaltige Reibungsver-
luste zur Folge. Ob ein Regierungsrat 
aus der Mitte das Problem entschärfen 
könnte, ist jedoch eine andere Frage. 
Aus Sicht der Bürgerlichen wäre die 
Wahl von Barbara Mühlheim oder Marc 
Jost jedenfalls alles andere als eine 
Wende im Regierungsrat. 

Doch diese Frage wird sich aller 
Voraussicht nach gar nicht stellen. 
Wenn die grossen Blöcke SP/Grüne 
und SVP/BDP/FDP mit kompakten 
Viererlisten antreten, was anzuneh-

men ist, stehen die Mittekandidaten 
vor einer schier unüberwindlichen 
Hürde – wie seit eh und je. Die Frage 
ist vielmehr, welchem Block die gebün-
delten Mittekräfte mehr Saft entziehen 
werden.

Und hier sieht es eher schlecht aus 
für Linksgrün. Die neue Mitte scheint 
in diese Richtung einen stärkeren Sog 
zu erzeugen. Barbara Mühlheim, die 
im Lauf ihrer Karriere von der SP zu 
den Grünen und schliesslich zur GLP 
driftete, verkörpert diesen Trend 
geradezu. Würde sie Marc Jost hinter 
sich zurücklassen, wäre dies darum 
keineswegs verwunderlich.

Das Spitalamt hat sich um 
48 Millionen verrechnet, 
ob schon korrekte Zahlen von 
der Baudirektion vorlagen.

Marcello Odermatt
Für die SP des Kantons Bern ist klar: Alle 
hätten einmal mehr wider besseres Wis-
sen auf die Gesundheits- und Fürsorge-
direktion (GEF) und deren Vorsteher, 
SP-Mann Philippe Perrenoud, eingedro-
schen. Der gestern publizierte Bericht 
der Finanzkontrolle zum Spitalinvesti-
tionsfonds «widerlegt» Befürchtungen 
einer Unterdeckung. Vorwürfe an die 
Gesundheitsdirektion «erweisen sich als 
unberechtigt oder übertrieben». 

Diametral anders sehen das bürgerli-
che und Mittepolitiker. Für die Präsiden-
tin der Spitalkommission des Grossen 
Rats, GLP-Frau Barbara Mühlheim, ist 
vielmehr klar: «Die Befürchtungen ha-

ben sich vollumfänglich bestätigt.» BDP-
Fraktionschef Dieter Widmer sieht bei 
der Leiterin des Spitalamts und bei Per-
renoud einen «Erklärungsnotstand». 
Für SVP-Fraktionschef Peter Brand zeigt 
der Bericht, dass das Spitalamt die Sa-
che «nicht im Griff » habe. Er ortet «man-
gelnde Führung und Kompetenz».

Hintergrund des wahlkämpferischen 
Gebarens beider Seiten: Im März wurde 
bekannt, dass der Spitalinvestitionsfonds 
(SIF) in Millionenhöhe in Unter deckung 
geraten könnte, weil das zuständige Spi-
talamt den Überblick verloren habe – 
über Gelder, mit denen der Kanton noch 
bis 2020 Infrastrukturprojekte von Spitä-
lern subventionieren will. Sofort schlug 
die Spitalkommission Alarm, die Finanz-
kommission beauftragte die Finanzkont-
rolle zur Sonderüberprüfung.

Keine Unterdeckung zu erwarten
Diese stellt nun, ganz im Sinne der SP, 
 zunächst fest: «Zum heutigen Zeitpunkt 

kann unter Berücksichtigung der Chan-
cen und Risiken davon ausgegangen wer-
den, dass sämtliche bis heute eingegan-
genen Verpfl ichtungen mit den bestehen-
den Mitteln erfüllt werden können.» Es 
sei keine Unterdeckung zu erwarten. 

Allerdings, und hier setzt die Kritik 
der anderen Parteien an, eben nur «aus 
heutiger Sicht». Vielmehr geht die 
Finanz kontrolle von einer Unsicherheit 
«in einer nicht zu unterschätzenden 
Bandbreite» von null bis 50 Millionen 
aus. Diese Unsicherheit ergibt sich auf-
grund «ungenügender Berücksichtigung 
der Teuerung». So rechnete das Spital-
amt stets mit einer pauschalen Teuerung 
von 3 Prozent, die teils massiv von der 
tatsächlichen Teuerung abwich. Insge-
samt hat sich das Spitalamt um 48 Millio-
nen verrechnet. Und dies pikanterweise, 
obschon das kantonale Amt für Grund-
stücke und Gebäude (AGG) in der Bau-, 
Verkehrs- und Energiedirektion von Bar-
bara Egger (SP) dem Spitalamt «immer 

die korrekten teuerungsbedingten Mehr-
kosten» gemeldet hat. Das AGG ist als 
Bauherr bei den Spitalprojekten mitver-
antwortlich. Das Spitalamt habe aber 
das Problem trotz den AGG-Informatio-
nen «nicht erkannt und korrigiert».

Überhaupt habe das Spitalamt seit 
dem Systemwechsel im Spitalwesen (Fall-
pauschalen) sein «Controlling» nie ange-
passt. Daher, so die Finanzkontrolle: Die 
Berechnungsweise sei «unzweckmässig», 
die Überwachung der Mittel «ungenü-
gend». Gar «erstaunt» ist das Kontroll-
organ der Verwaltung, dass es bei der 
regu lären Prüfung der Jahresrechnung 
über die damals bereits erkannten Risi-
ken vom Amt nie informiert worden sei.

GEF: «Leider» Fehler gemacht
Angesichts dieser Faktenlage gibt sich gar 
die GEF kritischer als die SP. Jean-Phi-
lippe Jeannerat, Perrenouds Informa-
tionschef, hält zwar fest: «Es hat keinen 
unsorgfältigen Umgang mit Geldern gege-

ben. Alle Ausgaben im Umfang von 1,2 
Milliarden wurden korrekt und lückenlos 
nachgewiesen.» Aber ja: «Das Problem 
der Teuerung wurde unterschätzt.» Die 
Kritik an der Kontrolle sei «leider» zutref-
fend. Perrenoud habe aber nie etwas ver-
heimlichen wollen. Nun würden Verbes-
serungen eingeleitet. Warum dies alles 
passiert ist, kann Jeannerat indes nicht er-
klären, ver mutet die Gründe aber in der 
«hohen Arbeitsbelastung» in der Verwal-
tung. Sanktionen gegenüber Zuständigen 
im Spitalamt seien keine vorgesehen.

Konsequenzen hat die Sache aber für 
die Spitäler, die allenfalls auf erwartete 
Gelder zur Finanzierung von Spitalbau-
ten oder Renovationen verzichten müs-
sen. Die Finanzkontrolle schlägt vor, bis 
zur Liquidation des Fonds keine Bei-
träge mehr zuzusichern, allenfalls ganz 
darauf zu verzichten, da die Spitäler oh-
nehin in gutem Zustand seien. Entschei-
den darüber wird die Spitalkommission 
Ende Mai und der Grosse Rat im Juni.

Perrenouds Spitalamt rechnete «unzweckmässig» und kontrollierte «ungenügend»


